
Bekanntmachungen

Sonstige

Bekanntgabe
der NRM Netzdienste
Rhein-Main GmbH (NRM)

Mit Wirkung zum 01.01.2026 erfolgt eine Anpassung der Ergänzenden Bedingun-
gen der NRM zu der Niederdruckanschlussverordnung (NDAV) für den Netzbereich
„Frankfurt am Main und Umland“. Die aufgeführten Verrechnungssätze haben sich wie
folgt geändert:

VII. Kosten Inbetriebsetzung, Wiederaufnahme des Anschlusses/Anschlussnutzung
(§ 14 NDAV)

Ziffer Beschreibung EUR netto
ohne MwSt.

EURO brutto
inkl. 19 % MwSt.

1.1 Jede weitere Inbetriebsetzung 117,38 139,68

2 Nicht mögliche Inbetriebsetzung
oder Wiederaufnahme

117,38 139,68

VIII. Anschlusseinstellung

Ziffer Beschreibung EUR netto
ohne MwSt.

EURO brutto
inkl. 19 % MwSt.

1.2 Zählerausbau

– während der Geschäftszeit*

– außerhalb der Geschäftszeit

117,38

149,00

umsatzsteuerfrei

umsatzsteuerfrei

1.3 Beendigung des Anschlussnutzungs-
verhältnisses

256,35 305,06

IX. Sonstige Kostensätze

Ziffer Beschreibung EUR netto
ohne MwSt.

EURO brutto
inkl. 19 % MwSt.

1 Verzugskosten pauschal 117,38 139,68

3 Erfolglose Ausbauversuche und
Einbauversuche

88,46 105,27

4 Stornierung eines Auftrags zur
Unterbrechung der Anschlussnutzung
– bis zum Vortag der Sperrung 58,52 69,94

Die Position IX., 2 „Verzugskosten variabel“ entfällt. Die Position IX., 3 „Erfolglose
Ausbauversuche und Einbauversuche“ wurde neu aufgenommen. Die Positionsnum-
mern der nachfolgenden Positionen ändern ihren Zählwert entsprechend.

* Montag bis Freitag von 07.45 Uhr–17.15 Uhr

Die angegebenen Verrechnungssätze gelten jeweils für eine Arbeitsstunde.

Die Bekanntgabe zur Anpassung der Ergänzenden Bedingungen der NRM (Frankfurt
am Main) zu der Niederspannungsanschlussverordnung (NAV) ist im Amtsblatt der
Stadt Frankfurt veröffentlicht.

Die Ergänzenden Bedingungen finden Sie im Internet www.nrm-netzdienste.de oder
erhalten Sie telefonisch unter 069 213-27302.

NRM ist ein Tochterunternehmen der Mainova AG und betreibt die im Eigentum der
Mainova AG stehenden Gasverteilernetze gemäß § 3 Ziff. 8 EnWG.

NRM Netzdienste Rhein-Main GmbH
Solmsstraße 38, 60486 Frankfurt am Main, Telefon 069 213-27302

NetzDienste
RheinMain
Ein Unternehmen der Mainova
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D ie Vereinigten Staaten
setzen das einst als „Hin-

terhof“ verunglimpfte La-
teinamerika wieder oben auf
die Prioritätenliste der natio-
nalen Interessen. Die wirt-
schaftlicheundpolitischeKon-
trolle über das unter den vor-
hergehenden Präsidenten ver-
nachlässigteLateinamerikasei
„grundlegend für den Schutz
des Heimatlandes“, heißt es in
der neuen Nationalen Sicher-
heitsstrategie, die am Freitag
inWashingtonvorgestelltwur-
de. Sie verfolgt im Wesentli-
chen zwei Ziele: die Gewähr-
leistung der Grenzsicherheit,
und – ohne es explizit zu er-
wähnen – die Eindämmung
des wachsenden Einflusses
Chinas. In mehreren Ländern,
so etwa Brasilien, ist der asiati-
sche Staat inzwischen wich-
tigsterHandelspartner.
Es ist die Wiederkehr der

„Monroe-Doktrin“ und des
„Amerika den Amerikanern“-
Anspruchs, mit demWashing-
ton im 19. Jahrhundert eine
auch über Interventionen do-

minierte Ära prägte. Benannt
ist sienachdemdamaligenUS-
Präsidenten James Monroe.
Diese Politik kehrt jetzt gewis-
sermaßen als „Donroe-Dok-
trin“zurück, indemStaatschef
Donald Trump mit Drohun-
gen, Erpressungen, Zöllenund
Freihandelsabkommen die
Länder Zentral- und Südameri-
kas gefügig machen will. „Die
Vereinigten Staatenmüssen in
derwestlichenHemisphäre ei-
ne führendeRolle einnehmen,
um unsere Sicherheit und un-
seren Wohlstand zu gewähr-
leisten. Diese Voraussetzung
ermöglicht es, uns in der Regi-
on jederzeit undüberall selbst-
bewusst zu behaupten“,
schreibt das Konzeptpapier
fest. Ziel sei es, „die amerikani-
scheVorherrschaft inderwest-
lichenHemisphärewiederher-
zustellen“.
Die USA haben gleich zu Be-

ginn von Trumps Amtszeit vor
knapp einem Jahr das Zugriffs-
rechtaufdenPanama-Kanaler-
hoben und behauptet, er wer-
devonChinaverwaltet.Trump
drohte Mexiko an, im Kampf
gegen die Kartelle auch auf de-

ren Territorium aktiv zu wer-
den. Und auch Kolumbiens
Staatschef Gustavo Petro steht
im Fokus des Weißen Hauses,
weil er angeblich nicht genü-
gendgegendenAnbauvonKo-
ka tue.

Einmischung inWahlen

Auch auf andere Weise greift
Trump drastisch in die Politik
der lateinamerikanischen
Staaten ein. In Argentinien
knüpfte er ein 40-Milliarden-
Hilfspaket an einen Erfolg der
Partei von Staatschef JavierMi-
lei bei den Kongresszwischen-
wahlen. Honduras drohte er
gerademit der Einstellung der
US-Hilfe, sollte nicht der Favo-
rit Washingtons bei der Präsi-
dentenwahlgewinnen.
In diesem Rahmen muss

man auch den massiven Auf-
marsch der US-Marine und
LuftwaffevordenKüstenVene-
zuelas interpretieren. Die
Streitmacht ist nicht nur dazu
da, Druck auf Machthaber Ni-
colás Maduro auszuüben, son-
dern auch, um dauerhaft Prä-
senz in der Karibik zu zeigen.

DieneueStrategie fordertdies,
umdieÜberwachung irregulä-
rer Einwanderung und des
Drogenhandels zu intensivie-
ren und den Zugang zu strate-
gischwichtigen Punkten zu si-
chern. Explizit nicht ausge-
schlossen wird dabei der Ein-
satz tödlicherGewalt.
Das sind auch keine guten

Nachrichten für Länder wie
Kuba und Nicaragua, die ne-
ben Venezuela von ehemals
linken, autokratischen Regie-
rungen geführt werden und
ein ganz besonderer Dorn im
Auge derWashingtoner Regie-
rung sind. Insbesondere US-
Außenminister Marco Rubio,
der kubanische Wurzeln hat,
sagt offen, dass er in Havanna
und Caracas einen Regime-
wechsel anstrebt.Genauso stö-
ren sich die neuen Bullys in
Washington am großen Ein-
fluss Chinas in der Region. Pe-
king hat in den vergangenen
Jahren die von den USA gelas-
sene Lücke genutzt und seine
Zusammenarbeit mit la-
teinamerikanischen Ländern
ausgebaut.
„Die Bedingungen unserer

Bündnisse und jeglicher Art
von Hilfeleistung müssen an
die Reduzierung feindlichen
ausländischen Einflusses ge-
knüpft sein–vonderKontrolle
über Häfen, Militäranlagen
undwichtige Infrastruktur bis
hin zum Erwerb strategischer
Güter im weitesten Sinne“,
heißtesmartialisch.

Ganz Lateinamerika
gehört Washington allein
Die US-Regierung macht ihren Einfluss in der Nachbarschaft zur

Priorität. Teil der „Donroe-Doktrin“ ist das Zurückdrängen Chinas

VON KLAUS EHRINGFELD

S echs Wochen nach einem
von US-Präsident Donald

Trump verkündeten Friedens-
deal istderjahrzehntealteKon-
flikt zwischen Thailand und
Kambodscha erneut aufge-
flammt. An mindestens fünf
Orten entlang der Grenze zwi-
schen den südostasiatischen
Ländernkamesabdemfrühen
Montagvormittag (Ortszeit) zu
Zusammenstößen. Mindes-
tens fünf Menschen sollen da-
beiumsLebengekommensein
und Hunderttausende muss-
ten ihreDörferverlassen.
„Die Lage an der Grenze zwi-

schen Thailand und Kambo-
dscha ist ernst“, sagte der
Frankfurter Rundschau Vanes-
sa Steinmetz, die für die Fried-
rich-Naumann-Stiftung von
Bangkokausdie Lagebeobach-
tet. „Das Misstrauen zwischen
beiden Seiten ist weiterhin
hoch.“
Beide Seiten gaben sich ge-

genseitig die Schuld für die Es-
kalation. So erklärte das thai-
ländische Militär, kambo-
dschanische Truppen hätten
einen Angriff gestartet, ein
thailändischer Soldat sei dabei
ums Leben gekommen, auch
Zivile seien ins Visier genom-
men worden. Als Reaktion ha-
be man Luftangriffe auf kam-
bodschanische Stellungen ge-
flogen. Thailands Premiermi-
nister Anutin Charnvirakul
warf Kambodscha vor, die
„Souveränität“ seines Landes
zu gefährden. „Von nun an
wird es keinerlei Verhandlun-
gen mehr geben. Wenn die
Kämpfe aufhören sollen,muss
KambodschadenvonThailand
festgelegtenKursbefolgen“.
Die Regierung in Bangkok

sprachvonmehrals 385000Zi-
vilist:innen, die ihre Dörfer
vorübergehend verlassen
mussten. „Es hat mich er-
schreckt. Die Explosionen wa-
ren sehr deutlich zu hören.
Bumm, bumm!“, sagte Phichet
Pholkoet, ein Bewohner der
thailändischen Seite der Gren-

ze, der Nachrichtenagen-
tur Reuters. „Ich konnte alles
klarunddeutlichhören.Einige
stammenvonschwererArtille-
rie, anderevonKleinwaffen.“

Gegenseitige
Schuldzuweisungen

Die kambodschanische Seite
wies diese Darstellung zurück
und behauptete, die thailändi-
sche Armee habe die Angriffe
begonnen und dabei auch
„Gas“ eingesetzt. Laut dem In-
formationsministerium ka-
menvierZivilist:innenumsLe-
ben, neun weitere seien ver-
letztworden.HunSen,Kambo-
dschas ehemaliger

Langzeitmachthaber, der die
Politik des autoritär geführten
Landes weiter dominiert,
sprach von einer „Invasion“
seinesLandes.
Der Konflikt zwischen den

beiden südostasiatischen
Nachbarländern schwelt seit
Jahrzehnten, im Kern geht es
um den Verlauf der rund 800
Kilometer langen Grenze. Um-
stritten ist vor allemeinGebiet
umeinenetwa1000 Jahrealten
Hindutempel, immer wieder
kommt es dort seit Ende der
Kolonialzeit zu Gefechten. Zu-
letzt war die Situation im Juli
eskaliert, als ein thailändi-
scher Soldat bei der Explosion
einer Mine ein Bein verlor. Bei

anschließenden Feuergefech-
ten kamen mindestens 48
Menschen ums Leben, schät-
zungsweise 300000 Menschen
mussten vorübergehend ihre
Dörfer verlassen. Nach fünf Ta-
gen blutiger Kämpfe verkün-
deten Thailand und Kambo-
dschaeinenWaffenstillstand.
Ende Oktober unterzeichne-

ten der thailändische Premier-
minister Anutin sowie Hun
Manet, derkambodschanische
Premierminister und Sohn
von Hun Sen, schließlich ein
Friedensabkommen. Zu der
feierlichen Zeremonie in Ma-
laysias Hauptstadt Kuala Lum-
pur war auch US-Präsident
Trump gekommen, er sprach

von einem „sehr langen Frie-
den“, dernunbeginne. „Millio-
nenMenschen sindwegendie-
ses Friedensvertrags heute
noch am Leben“, so Trump.
SchonTagespäterkamesaller-
dings erneut zu Scharmützeln
imGrenzgebiet.
VerhandelthattedasAbkom-

men von Kuala Lumpur nicht
Trump, sondernMalaysias Pre-
mierminister Anwar Ibrahim.
In einem Beitrag auf der Platt-
form X schrieb Anwar, er sei
„zutiefst besorgt“ über die er-
neute Eskalation, beide Seiten
müssten nun „Zurückhaltung
üben“. Die Eskalation vom
Montag gefährde „die sorgfäl-
tige Arbeit, die zur Stabilisie-
rung der Beziehungen zwi-
schen den beiden Nachbarlän-
derngeleistetwurde“.
DassderKonflikt jetzterneut

aufflamme, zeige, „wie fragil
das vor gerade einmal sechs
Wochen unterzeichnete Frie-
densabkommen von Kuala
Lumpur ist“, sagt Expertin
Steinmetz.„DieAussichtenauf
eine Konfliktlösung und an-
haltende Stabilität an der
Grenze zwischen Thailand
und Kambodscha sind nun er-
heblich eingetrübt.“ Wegen
der Kämpfewarnt das Auswär-
tige Amt derzeit vor Reisen in
dasGrenzgebiet.
Militärisch ist Thailand in

dem Konflikt deutlich überle-
gen: Das Königreich hatte im
vergangenenJahreinenMilitä-
rhaushaltvonumgerechnetet-
wa 4,9 Milliarden Euro, in der
thailändischen Armee dienen
360000 Soldat:innen. Kambo-
dscha gab 2024 gut 1,1 Milliar-
den Euro für seine Streitkräfte
mit ihren etwa 124000 Solda-
tenaus.

Der Konflikt zwischen Thailand und Kambodscha eskaliert erneut – trotz

„Friedensabkommen“ des US-Präsidenten / Eine Analyse von Sven Hauberg

Trumps Deal bröckelt

Kambodschanische Familien fliehen auf Traktoren aus ihremDorf in der Provinz Pre-
ah Vihear. XINHUA/IMAGO

U nmittelbar nach einem
vereitelten Putschversuch

in Benin hat die westafrikani-
sche Staatengemeinschaft Eco-
was die Entsendung einer mili-
tärischen Eingreiftruppe be-
schlossen, umdie Lage zu stabi-
lisieren. Die Soldaten, unter
anderemausdemNachbarland
Nigeria, sollen die Regierung
unterstützen und die verfas-
sungsmäßigeOrdnungdesLan-
des schützen, wie Ecowas mit-
teilte.
Der Präsident der Regional-

macht Nigeria, Bola Ahmed Ti-
nubu, erklärte, die nigeriani-
sche Luftwaffe sei auf Bitten
Benins imEinsatz,umdenLuft-
raum zu kontrollieren und
schnelleEinsätze inKoordinati-
on mit dem Nachbarland
durchzuführen. Zudem habe
das westafrikanische Land Bo-
dentruppen angefordert, um
die Regierung zu schützen und
bewaffneten Gruppen zu be-
gegnen. Nigerianische Boden-
truppenseiennunbereits inBe-
nin. Nigerianische Kampfflug-
zeuge hätten dabei geholfen,
die Putschisten vom Sitz des
staatlichenFernsehensundaus
einem Militärstützpunkt zu
vertreiben, hieß es weiter. In
Medienberichten war die Rede
von Explosionen nach mut-
maßlichen Luftangriffen in der
Hafenstadt Cotonou, dem Re-
gierungssitz.
An der Ecowas-Eingreiftrup-

pe für Benin sollen sich neben
Nigeria auchSierra Leone,Gha-
na und die Elfenbeinküste be-
teiligen. Es war zunächst offen,
wie viele Soldaten undwelches
Gerät die Truppe umfassen
würde. dpa

Intervention
in Benin

Ecowas will Militär

nach Putschversuch

entsenden

ANZEIGE


